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STUTTGARTER ZEITUNG DIE DRITTE SEITE

Von Knut Krohn

D er Korruptionsskandal hat dem Euro-
paparlament schweren Schaden zu-
gefügt. Immer wieder haben sich die

Abgeordneten gerühmt, mit die schärfsten
Transparenzregeln der Welt zu haben. Doch
die Runde machten Bilder von Tüten voller
Geld,wie die Öffentlichkeit sie sonst nur von
Festnahmen im Drogenmilieu kennt.

Zugegeben, gegen so viel kriminelle
Energie, wie sie die beschuldigte Politikerin
Eva Kaili an den Tag gelegt hat, ist kaum et-
was auszurichten. Aber es zeigt sich auch,
dass manche Abgeordnete ohne Zögern Ein-
ladungen zu Luxusreisen annehmen oder die
Geschenke-Regelungen großzügig interpre-
tieren. Wer äußert sich nach kostspieligen
Gefälligkeiten noch objektiv über die Men-
schenrechtslage in einem Land?

Die erste Konsequenz muss sein, dass die
Lobbyregeln besser überwacht werden. Es
braucht eine eigene Instanz, die auch Sank-
tionen gegen Parlamentarier verhängen
kann, wenn sie gegen Regeln verstoßen. Die
Abgeordneten müssen konsequent die Ver-
fehlungen aufarbeiten.Ein Bärendienst wäre
es, wenn Reformen in den EU-typischen
Ausschüssen und Arbeitsgruppen im Laufe
der Monate versanden würden.

Regeln überwachen
Das Europaparlamentmuss

denKorruptionsskandal schnell und
gründlich aufarbeiten.

Unten Rechts

Von Martin Gerstner

Ü ber dem Weltwirtschaftsgipfel von
Davos färbt sich dieser Tage der Him-
mel schwarz. Das liegt nicht an der

Weltlage, sondern an den vielen Privatflie-
gern. Medienberichten zufolge nimmt die
Zahl der Privatflüge auf kurzen Distanzen
stark zu. Über Verdichtungsräumen wie dem
Schweizer Tagungsort gibt es an Spitzenta-
gen sogar mehr Privatjets als Saatkrähen.
Hierzulande nutzt die neue Mittelschicht in
der Definition nach Friedrich Merz den Pri-
vatflieger für ein langes Wochenende, den
Weg zum Bäcker oder dafür, die Kinder über
einer Kita abzuwerfen. Der Privatjet gehört
neben dem verklinkerten Bungalow, dem
Schlauchwagen und der Kücheninsel längst
zur Ikonografie aller hart arbeitenden Leis-
tungsträger, die von der Politik steuerlich
drangsaliert werden. Allerdings regt sich
Kritik wegen zu hoher Emissionen. Dabei
sind viele privat Fliegende bereit, ihr Flug-
zeug mit anderen Reisenden zu teilen. Eine
erste Fluggemeinschaft hat sich bereits auf
dem Weg von Köln zu einem Privatflugplatz
im Sauerland gebildet. Während des rund
zehn Minuten dauernden Flugs sei die Stim-
mung an Bord glänzend gewesen,heißt es.

Mal düsen
DieMittelschicht lebt: Privatflieger

sind gefragtwie nie.

Von Tobias Peter

D ie Erkenntnis ist wenig überra-
schend. Wer Schulleiter fragt, was
das drängendste Problem an den

Schulen ist,dem schallt das Wort Lehrkräfte-
mangel entgegen. Die Botschaft des Deut-
schen Schulbarometers, für das die Robert-
Bosch-Stiftung diesmal ausschließlich
Schulleitungen befragt hat, ist zudem: Gutes
Personal fehlt oft dort am meisten, wo es be-
sonders gebraucht werden: an Schulen in so-
zialen Brennpunkten.

Wenn etwas besser werden soll, geht es
um zwei Lösungsansätze. Erstens muss in
den Haushalten mehr Geld für Bildung frei-
geschaufelt werden. Das ist – paradoxerwei-
se – noch der eher einfache Job. Denn zwei-
tens gilt: Das Problem des Lehrermangels
lässt sich auch deshalb nicht einfach lösen,
weil er mit dem generellen Fachkräfteman-
gel einhergeht. Wenn Deutschland junge
Menschen für diesen Beruf begeistern will,
müssen die Arbeitsbedingungen attraktiver
werden. Mehr Freiheiten, mehr Spielräume
für Kreativität,weniger Druck,einem starren
Lehrplan hinterherzuhecheln – das müssen
wir hinbekommen. Andernfalls müssen sich
die Schüler irgendwann gegenseitig unter-
richten,weil es sonst keiner mehr tun will.

Lehrerberuf muss
attraktiver werden
Die Schulen haben vor allemmit
Personalmangel zu kämpfen.

Kurzfristig lässt sich das kaum lösen.

Das unscheinbare Gebäude auf einer Anhöhe in Reutlingen ist am Dienstagabend Schauplatz einer Katastrophe geworden, bei der drei Men-
schen starben und elf weitere verletzt wurden. Steckt dahinter gar ein Mordversuch? Foto: dpa/Christoph Schmidt

Helfer versorgen die teils unter Schock ste-
henden Heimbewohner. Foto: 7aktuell/Simon Adomat

Von Andreas Müller

D as Thema plagte Winfried Kretsch-
mann schon seit Monaten. Immer
wieder wurde der Ministerpräsident

von Journalisten gefragt, was für ihn denn
aus der Heidelberger Studie zum Radikalen-
erlass folge. Regelmäßig musste er passen:
Noch habe er das 680-Seiten-Werk des His-
torikers Edgar Wolfrum nicht lesen können,
es gebe gerade größere Probleme zu bewälti-
gen. Die einst von Berufsverboten Betroffe-
nen müssten sich eben noch gedulden.

Doch jene Männer und Frauen, deren Be-
rufs- und Lebenswege durch den Radikalen-
erlass vor 50 Jahren schwer beeinträchtigt
wurden, verloren zusehends die Geduld. Im-
mer drängender wurden ihre Rufe nach Ent-
schuldigung und Entschädigung. Mit offe-
nen Briefen und Kundgebungen pochten sie
auf Rehabilitation, unterstützt etwa von der
Landtags-SPD oder den Gewerkschaften.Die
Zeit dränge: Kretschmann dürfe nicht auf
eine „biologische Lösung“ warten, mahnten
die um die 70-bis 80-Jährigen.

Nun endlich äußert sich der Regierungs-
chef. An diesem Donnerstag lässt er einen
offenen Brief publizieren, in dem er sich auf
fünf Seiten gründlich mit dem Radikalen-
erlass auseinandersetzt. Eine förmliche Ent-
schuldigung enthält er zwar nicht, von Ent-
schädigung ist erst gar nicht die Rede. Doch
in der zentralen Passage findet Kretschmann
höchst kritische Töne zur früheren Praxis.

„Ganze Generation unter Verdacht“
Bei der Umsetzung des Radikalenerlasses sei
einst das „Augenmaß verloren gegangen“.
„Eine ganze Generation wurde unter Ver-
dacht gestellt, das war falsch.“ Einzelne sei-
en wohl zu Recht sanktioniert worden, man-
che aber eben auch nicht. Sie hätten „zu
Unrecht durch Gesinnungsanhörungen, Be-
rufsverbote, langwierige Gerichtsverfahren,
Diskriminierungen oder auch Arbeitslosig-
keit Leid erlebt“.Dann folgt der entscheiden-
de Satz: „Das bedauere ich als Ministerpräsi-
dent des Landes Baden-Württemberg sehr.“

In seiner Bewertung stützt sich Kretsch-
mann stark auf die Ergebnisse des Heidel-

berger Forschungsprojekts, das das Land fi-
nanziell gefördert hatte. Inzwischen fand er
Zeit zum Lesen – und empfiehlt die Lektüre
„ausdrücklich“.Für ihn,der wegen des Erlas-
ses einst fast nicht Lehrer werden konnte,sei
das Werk auch persönlich sehr aufschluss-
reich. Ihm werde darin „die größte Verirrung
meines eigenen Lebens gespiegelt, nämlich
der Linksradikalismus meiner Studienzeit“.
Noch heute erschrecke ihn, wie man „einen
solchen ,Tunnelblick‘ entwickeln und sich
derart in eine verblendete Weltsicht einboh-
ren kann“. Da sei es nur konsequent, wenn
der Staat reagiere.

Die Idee hinter dem Radikalenerlass fin-
det Kretschmann grundsätzlich richtig: Die
Demokratie müsse sich ihrer Feinde erweh-
ren können, damals wie heute. Doch bei der
Umsetzung, im Südwesten besonders rigide,
sei vieles schiefgelaufen.Menschen könnten
sich ändern und dazulernen: Das sei zu we-
nig bedacht worden. Er selbst habe damals
dank Fürsprechern die Chance erhalten, an-
dere nicht. Wie „unverhältnismäßig“ der Er-
lass war, zeigten für ihn auch die Zahlen: Bei
700000 Anfragen an den Verfassungsschutz
habe es gerade in 0,3 Prozent Erkenntnisse
gegeben. 200 Bewerber seien abgelehnt, 60
Beschäftigte entlassen worden – da sei tat-

sächlich „mit Kanonen auf Spatzen geschos-
sen“ worden, wie der frühere Bundeskanzler
Helmut Schmidt (SPD) einst meinte. Auffäl-
lig sei zudem, dass es gerade in drei Prozent
der Fälle um Rechtsextremisten ging. Der
Staat, so Kretschmanns Fazit, brauche
„einen breiten Blick auf den Extremismus“ –
linken,rechten und religiös motivierten.

„Kämpfe und Kränkungen“
Für die Betroffenen findet Kretschmann ver-
ständnisvolle Worte. Jene, die sich rechtlich
wehrten, hätten „belastende und zermür-
bende Kämpfe“ geführt. Die anderen trügen
seither „die beruflichen und biografischen
Folgen des mangelnden Augenmaßes und
dazu damit einhergehende Kränkungen“.All
dies wird der Ministerpräsident einer Dele-
gation noch persönlich darlegen: Für Febru-
ar ist ein Gespräch im Staatsministerium ge-
plant. Um ein solches hatte die Betroffenen-
Initiative jüngst erneut gebeten – und auf
ein bedingt vergleichbares Vorbild verwie-
sen: Auch Geschädigte des Polizeieinsatzes
am Schwarzen Donnerstag im Schlossgarten
habe Kretschmann einst in der Villa Reit-
zenstein empfangen. Das wurde damals als
wichtige Geste empfunden – und könnte
auch jetzt eine werden.

Kretschmanns spätes Bedauern der Berufsverbote
Nach langemDrängen findet derMinisterpräsident kritischeWorte
zumRadikalenerlass – und lädt Betroffene zumGespräch ein.

Von Christian Gottschalk

Am Morgen danach lässt sich das Dra-
ma der Nacht nur noch erahnen. Auf
einem kleinen Feld ist eine Handvoll

Männer und Frauen dabei, Ackersalat und
Spinat unter dem frisch gefallenen Schnee
zu ernten.Keine 200 Meter hinter ihnen bau-
en Kamerateams ihre Gerätschaften auf, um
ein zweigeschossiges Gebäude zu filmen. Er
habe sich das viel schlimmer vorgestellt,sagt
ein junger Reutlinger, der vorbeigekommen
ist, um den Ort des Geschehens in Augen-
schein zu nehmen. In der Tat: Viel zu sehen
ist von den Brandspuren nicht. Ein paar he-
rabhängende Rollos, etwas Ruß vor den
Fenstern an der Fassade des Pflegeheims für
psychisch kranke Menschen.

Es war 19.43 Uhr am Dienstagabend, als
die automatische Brandmeldeanlage Alarm
ausgelöst hatte. Kurze Zeit später waren
Feuerwehr, Rettungskräfte und Polizei vor
Ort. Der Brandherd in einem Patientenzim-
mer im zweiten Obergeschoss war schnell
identifiziert und gelöscht.Für drei Bewohner
der Wohngruppe kam jedoch jede Hilfe zu
spät. Zu diesem Zeitpunkt ahnte noch nie-
mand, was die Staatsanwaltschaft Tübingen
und die Reutlinger Polizei am Mittwoch-
nachmittag bekannt geben sollten: Ermittelt
wird wegen Mordes – gegen eine Bewohne-
rin der Einrichtung.

Er habe mit Feuerwehrleuten gespro-
chen, die er seit seiner Jugendzeit kenne,
sagt Reutlingens Oberbürgermeister Tho-
mas Keck. „Niemand kann sich an einen
Brand mit drei Toten bei uns erinnern.“ Und
das ganz ohne flammendes Inferno. Als die
61 Feuerwehrleute eingetroffen waren, da
war das Feuer schon weitgehend aus. „Der
Brand ist gelöscht, Schock und Betroffenheit
bleiben“,sagt Keck.

Viele Reutlinger sind in der Vergangen-
heit schon an dem unscheinbaren Gebäude
an der Oberlinstraße 32 vorbeigegangen.Die
Straße, die sich den Berg hinaufschlägelt, ist
nicht breit. Man mag sich nicht vorstellen,
wie mehrere Feuerwehrautos und Kranken-
wagen hier aneinander vorbeirangieren.We-
nige Meter weiter den Berg hinauf liegt das
Hofgut Gaisbühl. Der therapeutische Bau-
ernhof hat dem gesamten Gebiet seinen Na-
men gegeben. Er ist bekannt für den biologi-

chen und könnte von dieser selbst gelegt
worden sein. Da die Frau bei dem Brand
selbst schwer verletzt wurde, sei sie noch
nicht ansprechbar, heißt es seitens der Poli-
zei und der Staatsanwaltschaft. Ein mögli-
ches Tatmotiv bleibe im Unklaren, ermittelt
werde unter anderem wegen dreifachen
Mordes und Mordversuchs. Drei Menschen
kamen am Dienstagabend ums Leben. Bei
den verstorbenen Personen handelt es sich
um eine 53 Jahre alte Frau und zwei Männer,
die 73 beziehungsweise 88 Jahre alt waren.
Sie alle sind ersten Ermittlungen zufolge ge-
storben, weil sie zu viel giftiges Rauchgas
eingeatmet hatten. Neben der möglichen
Täterin ist ein weiterer Bewohner schwer
verletzt.

Dass sich psychisch kranke Menschen in
einem Extremfall wie bei einem Feuer
grundlegend anders verhalten als Gesunde,
sei nicht der Fall, sagt Ronald Hensel. „In
akuten Krisensituationen tritt diese Erkran-
kung in den Hintergrund.“Alles sei nach An-
gaben der Feuerwehr sehr schnell gegangen,
die Reaktionszeiten waren kurz. Lediglich
ein Mann habe Angst gehabt, sich von der
Feuerwehr über die Leiter retten zu lassen,
sagt Hensel – doch das gebe es bei gesunden
Menschen auch.

Auch wenn die Untersuchungen über den
genauen Hergang des Unglücks noch andau-
ern, die ersten Forderungen sind schon da:
Selbstständige Löschanlagen müssten zur
Pflicht in allen 13 000 deutschen Pflegehei-
men werden, sagt Eugen Brysch von der
Deutschen Stiftung Patientenschutz.Im ver-
gangenen Jahr habe es mehr als 140-mal in
Alten- oder Pflegeeinrichtungen gebrannt,
16 Menschen seien ums Leben gekommen.

Landesbischof Ernst-Wilhelm Gohl hat
am Mittwochmittag zusammen mit den Mit-
arbeitenden der Bruderhausdiakonie eine
Trauerandacht gehalten. Dabei hat er allen
Betroffenen sowie den Angehörigen sein
Mitgefühl und Beileid ausgedrückt: „Es ist
schrecklich, was gestern Abend passiert ist“,
so Gohl.Ähnlich äußerte sich Manfred Lucha
(Grüne), der am Mittag nach Reutlingen
kam. „Das Land trägt Trauer“, sagte der So-
zialminister – und wies darauf hin, dass es
regelmäßige Brandschauen an den Gebäu-
den gebe.„Wenn es etwas zu verbessern gibt,
dann werden wir es tun.“

Heimbewohnerin
unterMordverdacht
Bei einemBrand in einer Pflegeeinrichtung in Reutlingen sind drei
Menschen gestorben. Der Schock amTag nach demFeuer sitzt tief.

schen Hofladen und die jährlichen Hoffeste.
Pferde und Ponys werden an diesem Morgen
ausgeführt und gestriegelt, man ist um Nor-
malität bemüht.

Das Hofgut gehört zur Bruderhausdiako-
nie, die hier auf dem Gebiet
zahlreiche Einrichtungen be-
treibt. Altenhilfe, Jugendhilfe,
Sozialpsychiatrie, berufliche
Bildung. Auch bei den Ge-
meindepsychiatrischen Hilfen
Reutlingen (GPrt) ist sie betei-
ligt – der Einrichtung, die das
Gebäude betreibt, in dem sich
das Drama ereignet hat.

Es riecht nach Rauch in den
Gängen der Oberlinstraße 32,
auch in den Teilen des Gebäu-
des, welche nicht direkt von
dem Feuer betroffen waren.
„In den Zimmern merkt man
davon nichts“, sagt Ronald
Hensel. Er ist therapeutischer
Leiter der Einrichtung und er-
klärt, dass es für Menschen
mit psychischen Problemen
besonders schwer ist, wenn
die Alltagsstruktur aus dem Rhythmus gerät.
Mehr als 20 der ehemals 37 Bewohner seien
daher auch unmittelbar nach dem Brand in
ihrem gewohnten Umfeld geblieben. Wie sie
die Nacht erlebt haben, ist kein Gesprächs-
stoff für die Öffentlichkeit, das bereiten die
Männer und Frauen gerade mit ihren ge-
wohnten und einigen neu dazugeeilten Be-
treuern auf.

Auch in einer benachbarten Schule wird
das Ereignis nicht nur auf dem Schulhof dis-
kutiert. Man habe mit den Kindern darüber
im Unterricht gesprochen und aufgeklärt,
sagt ein Lehrer.

Gerhard Längle hat nicht viel geschlafen
in dieser Nacht. Bis in die frühen Morgen-
stunden hat der Geschäftsführer der Ge-
meinnützigen Gesellschaft für Gemeinde-
psychiatrie Reutlingen die elf Bewohner sei-

ner Einrichtung begleitet, die
zunächst in die nahe liegende
Klinik für Psychiatrie und Psy-
chosomatik gebracht wurden.
So schnell wie möglich sollen
die meisten von ihnen zurück-
kommen, auch wenn die vom
Feuer betroffenen Zimmer
nicht mehr bewohnbar sind.
Eine „katastrophale Situa-
tion“ sei das für die Bewohner
und die Mitarbeiter, sagt
Längle – und ist zugleich voll
des Lobes: Von zahlreichen
Einrichtungen in der Nach-
barschaft habe es Angebote
zur Hilfe und zur Unterstüt-
zung gegeben.

Am frühen Morgen ist
Längle schon wieder im Haus.
Im Erdgeschoss klingeln die
Telefone ununterbrochen.

Freunde und Familienangehörige der Be-
wohner erkundigen sich nach dem Stand der
Dinge. In den Wohngruppen der sozialpsy-
chiatrischen Einrichtung leben je sieben bis
acht psychisch kranke Menschen zusam-
men,die mindestens 50 Jahre alt sind.Als der
Brand gemeldet wurde, befanden sich 37 Be-
wohner und fünf Pflegekräfte im Haus.

Während an den Telefonen Auskunft ge-
geben wird, sichern Beamte der Polizei und
des Landeskriminalamtes Spuren auf dem
Gelände. Am Nachmittag präsentieren sie
erste Ergebnisse. Das Feuer sei im Zimmer
einer 57 Jahre alten Bewohnerin ausgebro-

„Es ist eine 
katastrophale 
Situation für unsere 
Bewohner und unsere 
Mitarbeitenden.“
Gerhard Längle,
Leiter der Einrichtung

Foto: dpa/Christoph Schmidt


